Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1650 


Große Anfrage 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 


betr. Atomwaffensperrvertrag 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Betrachtet die Bundesregierung es grundsätzlich als Teil ihrer 
Politik der Friedenssicherung, den Abschluß eines Atomwaf- 
fensperrvertrages zu fördern? 

2. Welche Ergebnisse haben die Gespräche der Bundesregierung 
mit den interessierten zivilen und militärischen Atommächten 
über den Inhalt eines Atomwaffensperrvertrages gehabt? 

3. Inwieweit ist es der Bundesregierung gelungen, Befürchtungen 
auszuräumen, daß der jetzt vorliegende Entwurf eines Atom- 
waffensperrvertrages zivile Erforschung, Entwicklung und Nut- 
zung der Kernenergie und den Export von Reaktoren behindern 
könnte? 

4. Läßt sich bei Beitritt zu einem Atomwaffensperrvertrag die 
Versorgung der Bundesrepublik mit Brenn- und Spaltstoff für 
friedliche Zwecke sicherstellen? 

5. Hält die Bundesregierung eine Zusammenarbeit von Euratom 
und LAEO, besonders auf dem Gebiet der Kontrollen, für wün- 
schenswert und möglich? 

6. Wird ein Atomwaffensperrvertrag wichtige interne Regelun- 
gen des Atlantischen Bündnisses auf nuklearem Gebiet unmög- 
lich machen oder erschweren? 

7. Sieht die Bundesregierung im gegenwärtigen diskutierten Ent- 
wurf eines Atomsperrvertrages oder einer Präambel zu einem 
solchen Vertrag Ansatzpunkte, welche den nuklearen Rüstungs- 
wettlauf bremsen und zu einer gleichwertigen Rüstungsver- 
minderung auf atomarem Gebiet führen könnten? 


Bonn, den 19. April 1967 


Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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